
Abschrift 

Satzung 

der 

Accentro Real Estate AG 

mit Sitz in Berlin 



1 Allgemeine Bestimmungen 

§1 

Firma, Sitz und Geschäftsjahr 

1. Di1• Fir1nil der Gesellschaft lautet 

Accentro Real Estate AG. 

i. u„r Si\1 der Gesellschaft ist Berlin. 

\. u,„ Gl'Schiiftsjahr entspricht dem Kalenderjahr. Für die Zeit vom 1. Juli 2014 bis zum 
l 1. Dt'lc•nllier 2014 wird ein Rumpfgeschäftsjahr gebildet 

§2 
Gegenstand des Unternehmens 

1. '"'i·wnstand des Unternehmens ist der Erwerb, das Halten und Verwalten {einschließlich der 
trnuhiinderischen Verwaltung) von Vermögen, insbesondere von Grundvermögen sowie hiermit 
in Verbindung stehende Tätigkeiten unter Ausschluss von Tätigkeiten nach § 34c 
()c•werbeordnung und nach§ 1 des Gesetzes über das Kreditwesen {KWG). 

!. Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschäfte zu betreiben, die dem Gesellschaftszweck 
un1nittelbar oder mittelbar zu dienen geeignet sind. 

l. Die Ciesellschaft darf andere Unternehmen gleicher oder ähnlicher Art gründen, übernehmen, 
vertreten und sich an solchen Unternehmen beteiligen. Sie darf Unternehmensverträge 
abschließen und Zweigniederlassungen im Ausland errichten. 

§3 

Bekanntmachungen 

1. Ciesellschaftsblatt im Sinne des § 25 AktG ist ausschließlich der elektronische Bundesanzeiger 
Bekanntmachungen, die nicht aufgrund Gesetzes oder der Satzung in den Gesellschaftsblättern 
bekannt zu machen sind {freiwillige Bekanntmachungen), können im elektronischen 
llunclesanzeiger oder auf einer Website der Gesellschaft erfolgen. 

l. Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere dürfen auch im Wege der 
Datenfernübertragung übermittelt werden. 



II Grundkapital und Aktien 

§4 
Grundkapital 

1 ""· C111111dkapital der Gesellschaft beträgt 

EUR 24.436.464,00 

1111 W1111„n: Euro vierundzwanzig Millionen vierhundertsechsunddreißigtausendvierhundert­
v1e111n(l.f,;t1ch 1ig). 

l 1 •, ht olng<H<'llt in 24.436.464 Stückaktien mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von je 
1 1.11\ l ,illl j1• /\ktie. 

!Ln; llPqHiingliche Grundkapital in Höhe von 5.000.000,00 EUR wurde durch Formwechsel der 
Jivll\/ICON" lmmobilien-Consulting Jakob GmbH mit dem Sitz in Dresden erbracht. 

•1 1(1'• C.11111dkapital ist um bis zu EUR 283.703,00 durch Ausgabe von bis zu 283.703 neuen, auf den 

lnlwlH•I lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2010). Die bedingte 

IC1piL1lurhöhung dient der Bedienung von Schuldverschreibungen, die aufgrund des 

Vm •.t;111cbln>schlusses vom 30.Mai 2012 ausgegeben wurden. 

llle /\u'•Halle der Aktien erfolgt gemäß den Vorgaben des Vorstandsbeschlusses vom 30. Mai 2012, 
11.11 lnsll11sondere zu einem Ausgabebetrag von EUR 2,40 unter Berücksichtigung von 
/\11passu11gen gemäß den Bedingungen des vorgenannten Vorstandsbeschlusses zum Zwecke des 
\/1;1 wi1•; 1~er11ngsschutzes. 

llu1 /\ufslchtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen Umfang 
11,„ l11u11dkapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2010 abzuändern. 

" lla•, c,rundkapital ist um bis zu EUR 10.517.103,00 durch Ausgabe von bis zu 10.517.103 neuen, 
iiul d1•11 Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2014). Die bedingte 
lio1pllale1höhung wird nur insoweit durchgeführt, wie 

(1) die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder von 
Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder ihr 
nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung vom 
27.Februar 2013 gefassten Ermächtigungsbeschlusses ausgegeben wurden, von ihrem 
Umtausch- oder Bezugsrecht Gebrauch machen und die Gesellschaft sich entschließt, die 
Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem bedingten Kapital zu bedienen, oder 

(II) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuld­
verschreibungen und/oder von Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die 
von der Gesellschaft oder ihren nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des in 
der Hauptversammlung vom 27. Februar 2013 gefassten Ermächtigungsbeschlusses 
ausgegeben wurde, ihre Pflicht zum Umtausch erfüllen und die Gesellschaft sich 
entschließt, die Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem bedingten Kapital zu bedienen. 



lll•, /\1„+:;ibe der /\ktien erfolgt gemäß den Vorgaben des Ermächtigungsbeschlusses der 

l 1iwp1v1H•;;1111111lung vom 27. Februar 2013, d.h. insbesondere zu mindestens 80% des 

!11.111li•1cl111ll1 liehen Börsenkurses der Aktie der Gesellschaft in der Eröffnungsauktion im XETRA®­

\ 1,!!Hlnl (udnr einem Nachfolgesystem) an den letzten zehn (10) Börsenhandelstagen vor der 

li•";chlil';;,\11!»;1.rng des Vorstandes über die Ausgabe der jeweiligen Schuldverschreibungen unter 

lkr11r\i';h 111 lgung von Anpassungen gemäß der in dem Beschluss der Hauptversammlung vom 

i 1 ! ul>r ur11 /013 unter Tagesordnungspunkt 8 lit. g) bestimmtem Verwässerungsschutzregeln. 

!in; /\uhlt.hhrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen Umfang der 

1!111111llrnpl\11lt'.lhöhung aus dem Bedingten Kapital 2014 abzuändern. 

I• ilr'I Vof'.,filnd Ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 26. November 

Ji.l l 'l n1il /u•;\ lrnmung des Aufsichtsrats um insgesamt bis zu EUR 12.212.423,00 durch Ausgabe von 

l•h 111 1 J ) 1 /.~;U neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien einmalig oder mehrmals gegen Bar-

1111!1 / urhn '.,;1clieinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2014/11). Des Weiteren ist der Vorstand 

l1!•'llH•I 1•11n:lihtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder 

kilwnhe mmw;chließen. Der Ausschluss des Bezugsrechts ist jedoch nur in den folgenden Fällen 

(1) lwl l\apitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesellschaft an der Börse 

gnl1iH1delt werden (regulierter Markt oder Freiverkehr bzw. die Nachfolger dieser 

C•l'fll\iente), die Kapitalerhöhung 10 % des Grundkapitals nicht übersteigt und der 

/\w:gahepreis der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten 

/\l<tiPn der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung nicht wesentlich im Sinne der 

t1t1 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet. Auf den Betrag von 10 % des 

Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die aufgrund einer 

1.11H.lere11 entsprechenden Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in 

unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 

beziehungsweise veräußert werden, soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich geboten 

1,,t, Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabepreis bei Übernahme der neuen Aktien 

durch einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger Verpflichtung des Emissionsmittlers, die 

1ww'11 Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb 

1rnzubieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten zu zahlen ist; 

(II) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von Unternehmen, 

Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, gewerblichen Schutzrechten wie 

z.ll. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete Lizenzen, oder Sonstigen Produktrechten 

nder sonstigen Sacheinlagen, auch Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen 

und sonstigen Finanzinstrumenten; 

(III) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern der von der Gesellschaft oder 

ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- oder 

Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Bezugsrechts auf neuen Aktien in dem Umfang 

einzuriiumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Options-oderWandlungsrechts bzw. nach 

Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungsplicht zustünde; oder 



(iv) liir Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen; oder 

(v) In sonstigen Fällen, in denen ein Bezugsrechtausschluss im wohlverstandenen Interesse der 

lw•;ellschaft liegt. 

1 IH \101 •1lilllll isl ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte 

lliiil dir' 1,ow.\111,<•n Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der Vorstand 

ld !'1111iHlil igl 111 bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß§ 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut 

u1kr n11101n nach § S3 Abs. 1 Satz 1 oder§ 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen 

11>11. ilnr VPrplllchtung übernommen werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 

IHq 1111hi1l1!1;i111 Ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen Umfang der 

1;111ndlrnpliillnrhi.ihung aus dem Genehmigten Kapital 2014/11 abzuändern. 

ldr•111'il nicht vergeben] 

n 11w. 1.,1uudk11pital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 1.400.000,00 durch Ausgabe von bis zu 

l 1J!Ju 1)1)1) neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 

/III l/11) Die bedingte Kapitalerhöhung dient ausschließlich der Erfüllung von Optionen, die 

•J1Jf111 JJ111.I dr•r Ermächtigung der Hauptversammlung vorn 27. Februar 2013 gemäß TOP 7 lit. a) bis 

""" .lh. Februar 2016 gewährt werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 

d1111 lig1'i Ol11t, wie die Inhaber der ausgegebenen Optionen von ihrem Recht zum Bezug von Aktien 

1.lr•1 '"''":llschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft zur Erfüllung der Optionen auf dieses 

i!i11.ll111111• Kapital 2013/11 zurückgreift. Die Ausgabe der Aktien aus dem Bedingten Kapital 2013/11 

"' f11li:J 1u dem Ausgabebetrag, wie er sich aus der Ermächtigung ergibt. 

§5 
Aktien 

lli1• Aktien laufen auf den Inhaber. Vorbehaltlich einer abweichenden Regelung im 

Kilpllillerhöhungsbeschluss, lauten die neuen Aktien ebenfalls auf den Inhaber. 

Die Form der Aktienurkunden, von Gewinnanteil- und Erneuerungsschein sowie von 

l.1rhuldverschreibungen und Zins- und Erneuerungsscheinen bestimmt der Vorstand. Die 

tie1;,•llschaft kann eine oder mehrere Sammelurkunden und/oder Einzelurkunden ausgeben. Der 

Anspruch des Aktionärs aufVerbriefung seines Anteils ist ausgeschlossen. 

L 111 einem Kapitalerhöhungsbeschluss kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend von 

11 GO Abs. 2 AktG festgesetzt werden. 



III. Vorstand 

§6 

Zusammensetzung und Geschäftsordnung 

lli'I Vut•.iand besteht aus einer oder mehrerer Personen. 

Pn1 /111hichtsrat kann bis zu fünf Mitglieder des Vorstands bestellen; er kann auch stellvertretende 

\Jn1•d11i\1h1nitglieder bestellen, die in Bezug auf die Vertretung der Gesellschaft nach außen die 

•wll!nn 111•11\te wie ordentliche Mitglieder des Vorstands haben. 

Pn1 Aul•1klitsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands ernennen. 

•1 ill""· 11!11•,,,,, des Vorstands werden mit einfacher Mehrheit gefasst, sofern nicht das Gesetz 

1wi111{(H11l 1 lnstimmigkeit verlangt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den 

/\„•1\1 hlrig. llesteht der Vorstand nur aus zwei Mitgliedern, ist für die Beschlussfassung stets die 

/11u 1111111111111, i!ller Mitglieder erforderlich. 

" '-"" Aul"li htsrat hat eine Geschäftsordnung für den Vorstand zu erlassen. 

§7 

Geschäftsführung und Vertretung 

"'' i1111 ein Vorstandsmitglied bestellt, vertritt dieses die Gesellschaft allein . 

.1 \11111111„hr<•re Vorstandsmitglieder bestellt, wird die Gesellschaft durch zwei Vorstandsmitglieder 

,„1,,1„i11 Vorstandsmitglied zusammen mit einem Prokuristen vertreten. 

'>i111.I 11whrere Vorstandsmitglieder bestellt, kann durch Beschluss des Aufsichtsrats einem oder 

11whrr„en oder allen von ihnen Einzelvertretungsbefugnis erteilt werden. Ferner kann der 

i\1if•1icl1tsrat alle oder einzelne Vorstandsmitglieder und zur gesetzlichen Vertretung gemeinsam 

11111 1•i11em Vorstandsmitglied berechtigte Prokuristen von dem Verbot der Mehrfachvertretung 

gern. '1 181 2. Alt. BGB befreien; §112 AktG bleibt unberührt. 

•1 IHH Vorstand führt die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften, 

rlii.„1er Satzung und der Geschäftsordnung. 

•,. 1.J1•r Vorstand bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrats in den durch Gesetz, die Satzung oder die 

Cieschiiftsordnung für den Vorstand vorgesehene Fälle. 



IV .. Aufsichtsrat 

§8 

Zusammensetzung, Amtsdauer, Amtsniederlegung 

llnr f111hlchtsrat besteht aus drei Mitgliedern, soweit nicht gesetzlich zwingend eine höhere Zahl 

'</11rgu~-,1--11rleben ist. 

llii' l\1ilslchtsratsmitglieder sind - soweit nicht zwingend anders gesetzlich bestimmt-für die Zeit 

j,p; 1111 llr,„ndigung der Hauptversammlung gewählt, die über die Entlastung für das vierte 

l!WH 1i11i1•;j;d11 nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit 

l>ngi11111, wird nicht mitgerechnet. Die Hauptversammlung kann auch eine kürzere Amtszeit 

IHnli!1111m"1. Die Wahl des Nachfolgers eines vor Ablauf der Amtszeit gleich aus welchem Grunde 

11w1gPs1hli•denen Mitglieds erfolgt für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds. 

-1 fVlH!:tllPd des Aufsichtsrats kann kein ehemaliges Vorstandsmitglied der Gesellschaft werden, 

wn1111 IH'reits zwei Aufsichtsratsmitglieder ehemalige Mitglieder des Vorstands sind. 

i111hit l1!'.1atsmltglied kann ferner nicht sein, wer dem Vorstand einer börsennotierten 

liihidhrlrnll angehört und bereits fünf Aufsichtsratsmandate in konzernexternen börsennotierten 

'"""'llscliaflen wahrnimmt oder Organfunktionen oder Beratungsfunktionen bei wesentlichen 

Wid 1 IJOwerbern des Unternehmens ausübt.§ 100 Abs. 4 AktG bleibt unberührt. 

·I !irre Milglleder des Aufsichtsrats können ihr Amt auch ohne Angabe von Gründen durch eine an 

"'"' \lor•.ltzenden des Aufsichtsrats oder an den Vorstand zu richtende schriftliche Erklärung unter 

! 111IJ;lllu11g einer Frist von vier Wochen niederlegen. Das Recht zur Amtsniederlegung aus 

w11 liUgr•m Grund bleibt hiervon unberührt. 

''" /11J>;cl1luss an die Hauptversammlung, in der alle von der Hauptversammlung zu wählenden 

l\\Jhh 111 sratsmitglieder neu gewählt worden sind, findet eine Aufsichtsratssitzung statt, zu der es 

1•!1"'' besonderen Einladung nicht bedarf. In dieser Sitzung wählt der Aufsichtsrat einen 

Vio1•;II1enden und einen Stellvertreter für die gesamte Amtszeit des Aufsichtsrates. Scheidet der 

\lorsllzende oder ein Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt aus, hat der Aufsichtsrat unverzüglich 

nln" Nf'uwahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen. 

1.. llin /lufsichtsratsvorsitzende ist berechtigt, namens des Aufsichtsrates an diesen gerichtete 

l rkliinrngen in Empfang zu nehmen und die zur Durchführung der Beschlüsse erforderlichen 

l 1 ldiirungen abzugeben. 



§9 

Aufsichtsratssitzungen 

Ph• '>ltiu1111,e11 des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden mit einer Frist von 14 Tagen 

•;; l11 ll1 llil1 r•l11berufen, wobei der Tag der Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht 

!li!l1l•'"" 111101 werden. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende Frist abkürzen und mündlich, 

lii! 111niindllch, fernschriftlich oder telegrafisch oder per E-Mail einberufen. 

l\1ill,1H l.1>1lh von Sitzungen ist schriftliche, telefonische, per (Computer-)Fax, E-Mail oder 

Vidfi<Jhrn\l('re11z erfolgende Beschlussfassung des Aufsichtsrats zulässig. Über die Form der 

llf.;011\l!y,1J„,;sung entscheidet der Vorsitzende. 

1 '"' /\11hitlrl ,;rat ist beschlussfähig, wenn die Hälfte der Mitglieder, aus denen er nach Gesetz oder 

·„;11„111: l11'.g1•sa111t zu bestehen hat, mindestens jedoch drei Mitglieder, an der Beschlussfassung 

H>i!ilP111111111 und sich unter ihnen der Vorsitzende oder sein Stellvertreter befindet. Ein Mitglied 

iililiiill rHHli dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich in der Abstimmung der Stimme 

f'-'illlii\!I 

•l 1 Ht' 1\1"" hliisse bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen genügt die 

vnhi\linhrniil\ige Mehrheit. Dabei gilt die Stimmenthaltung nicht als Stimmabgabe. Bei 
1di!n1111;;q{leichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden oder - falls der Vorsitzemde nicht an der 

hF;< hl11•;cl;1ssung teilnimmt - die Stimme des Stellvertreters den Ausschlag. Das gilt auch bei 

\fdf1lllP11. lllr; Art der Abstimmung bestimmt der Vorsitzende. 

! 11.>i!i die '>itzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Vorsitzenden zu 

Hlil•'li'l'il hnen ist. Dies gilt entsprechend für schriftlich, telefonisch, per (Computer-)Fax, 

1 l\/lnll 01hir Videokonferenz gefasste Beschlüsse. 

§ 10 

Geschäftsordnung der Aufsichtsrats 

1w111111:,lrht•;rat setzt im Rahmen von Gesetz und Satzung seine Geschäftsordnung selbst fest. 

§ 11 

Aufgaben des Aufsichtsrats, Vergütung 

llt•r Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung des Vorstands der Gesellschaft zu überwachen. 

! ller Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung, die nur deren Fassung betreffen, zu 

lwsclilief;en (§ 179 Abs. 1 Satz 2 AktG). 



lik Mllglieder des Aufsichtsrats erhalten für jedes volle Geschäftsjahr ihrer Zugehörigkeit zum 

i\11hi<'htsrat eine feste Vergütung zahlbar nach Ablauf des Geschäftsjahres. Bei unterjährigen 

1\uv.1htdden aus dem Aufsichtsrat ist die Vergütung zeitanteilig zu zahlen. Die Höhe der 

\/u1gill1111g wird durch die Hauptverwaltung festgelegt. 

·• l >11· l11•selllc:haft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern die baren Auslagen. Die Umsatzsteuer 

wird vo11 der Gesellschaft erstattet, soweit die Mitglieder des Aufsichtsrats berechtigt sind, die 

!l111.:nl1•;teuer der Gesellschaft gesondert in Rechnung zu stellen, und dieses Recht ausüben. 

V. Hauptversammlung 

§ 12 

Ort, Einberufung und Vorsitz 

"''' l liiu1ilversammlung findet an dem Sitz der Gesellschaft oder einer deutschen Großstadt mit 

""'!" 111<. HJ0.000 Einwohner statt. Der Vorstand entscheidet über die Wahl des Ortes. 

l>i<· llouptversammlung ist innerhalb der gesetzlichen Frist durch Bekanntmachung im 

Hdd.1 unhchen Bundesanzeiger einzuberufen. 

/01 l <'il1111l1111e an der Hauptversammlung, zur Ausübung des Stimmrechts und zur Stellung von 

/\111111w:11 sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung bei der 

f ll·>'d•·ll•,cl1aft in Textform in deutscher oder englischer Sprache innerhalb der gesetzlichen Frist 

di i ii '!f1 l(lC'll. 

·1 !11r 1„1111ahrne an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts ist darüber hinaus 

11„1 Nachweis des Anteilsbesitzes durch eine von dem depotführenden Kreditinstitut oder 

1 i1„11l!dienstleistungsinstitut in Textform in deutscher oder englischer Sprache erstellte 

llPo,tilllgung erforderlich. Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den gesetzlichen 

vu111,"11nhenen Zeitpunkt („record date") zu beziehen. 

" 1 ilfl /\11111eldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der Gesellschaft unter der oder den 

111 di'·r Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse oder Adressen innerhalb der gesetzlichen Frist vor 

d1q Hauptversammlung zugehen. In der Einladung können weitere Formen und Sprachen, in 

tl111H•n die Anmeldung und der Nachweis verfasst sein können, sowie weitere Institute, von denen 

11<•1 Nachweis erstellt werden kann, zugelassen werden. 

'' IV11tteilungen der Gesellschaft nach § 126 Abs. 2 AktG an Aktionäre, die es verlangen oder am 

1 ~. Tag vor der Hauptversammlung im Aktienregister eingetragen sind, werden ausschließlich im 

Wi'1ge elektronischer Kommunikation übermittelt. 



M11 t1·ilu11gen der Gesellschaft nach§ 126 Abs. 1 AktG durch Kreditinstitute, die am 21. Tag vor der 

l h111ptvcrsammlung für Aktionäre Inhaberaktien der Gesellschaft in Verwahrung haben, werden 

1w·r•.rhlleßlich im Wege elektronischer Kommunikation übermittelt. 

I! ll!·ri Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats. Im Fall seiner 

!In hinrlerung sein Stellvertreter. Im Fall der Verhinderung auch des Stellvertreters des 

\Jo1•dl1.enden des Aufsichtsrates leitet das älteste der übrigen Aufsichtsratsmitglieder die 

\/H1 •»1mmlung. Im Falle dessen Verhinderung das jeweils nächstälteste Mitglied des 

l111h11 hhrates. Für den Fall, dass die nach vorstehender Regelung bestimmten Personen sämtlich 

r!i1 dnr Leitung der Versammlung verhindert sind, wird der Vorsitzende durch die 

1 Lrnplversammlung gewählt. 

§ 13 

Beschlussfassung 

\1nlt' /1ktic gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. Das Stimmrecht beginnt, wenn auf 

d11 !lhl ien die gesetzliche Mindesteinlage geleistet ist. 

l 1!1! '•tlrnmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Soweit gesetzlich nicht zwingend 

PiW•!'.• 1111deres vorgeschrieben ist, sind die Vollmachten schriftlich oder auf einem anderen von 

dH IH•1;cllschaft näher zu bestimmenden Weg zu erteilen. Sofern neben der Schriftform gemäß 

dnrn vornngehenden Satz eine andere Form der Vollmachtserteilung zugelassen werden soll, ist 

rllin, 111il der Einberufung der Hauptversammlung bekannt zu machen, andernfalls verbleibt es, 

H1Wrdl gesetzlich nicht zwingend etwas anderes gilt, bei der Schriftform. Die Regelung über die 

i "' "' von Vollmachten in diesem Absatz erstrecken sich nicht auf die Form der Erteilung von 

\/»llinMhten an Kreditinstitute, Aktionärsvereinigungen oder andere von §135 AktG erfasste 

li1<,\ll11le oder Personen. 

\llr l\r•1;chlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften 

„,inr die Bestimmungen dieser Satzung entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit der 

r!ligr•gebenen Stimmen und sofern das Gesetz außer der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit 

vr1r1.chrcibt, mit der einfachen Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals 

l.>r•r Versammlungsleiter ist ermächtigt, das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich 

1111g1"11essen zu beschränken. Er ist insbesondere berechtigt, zu Beginn der Hauptversammlung 

1.•d1" während Ihres Verlaufs den zeitlichen Rahmen der Frage- und Rederechte für den ganzen 

l li!uptversammlungsverlauf, für einzelne Tagesordnungspunkte und/oder für einzelne Frage- und 

l\cdcbeiträge angemessen festzusetzen. 

!; IJio Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrates sollen an der Hauptversammlung persönlich 

!l'llnchmen. Ist einem Aufsichtsratsmitglied die Anwesenheit am Ort der Hauptversammlung 

nicht möglich, weil es sich aus wichtigem Grund im Ausland aufhält, so kann es an der 

l lauptversammlung auch im Wege der Bild- und Tonübertragung teilnehmen. 



VI. Jahresabschluss und Gewinnverwendung 

§ 14 

Jahresbeschluss und ordentliche Hauptversammlung 

!)iq Vorr;tand hat innerhalb der gesetzlichen Frist (§ 264 HGB) den Jahresabschluss sowie den 

1 dg<•l11,rlcht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und dem Aufsichtsrat vorzulegen. 

/!IJJlrH!l1 hat der Vorstand dem Aufsichtsrat den Vorschlag vorzulegen, den er der 

1 !!H11Hvcrsammlung für die Verwendung des Bilanzgewinns machen will. Der Aufsichtsrat hat den 

/t!li11n;;1bschluss, den Lagebericht und den Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns zu 

j!I fi!i?IL 

\lolk11 Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, können als Beträge bis zu 20 vom 100 

!11::0, lahn•süberschusses in die anderen Gewinnrücklagen einstellen. 

':it:lli di1• Hauptversammlung den Jahresabschluss fest, ist 20 vom 100 des Jahresüberschusses in 

!!iu i H'wirrnrücklagen einzustellen, bis diese Rücklage, den Betrag des Grundkapitals erreicht hat. 

1 lif:i d"r Berechnung des gern. Abs. 2 und Abs. 3 in Gewinnrücklagen einzustellenden Teils des 

iiili! ,„,llilerschusses sind vorweg Zuweisungen zur gesetzlichen Rücklage und Verlustvorträge 

n ! 1/1_ 1/!1; lir~ n. 

N:ll II llngang des Berichts des Aufsichtsrats über das Ergebnis seiner Prüfung hat der Vorstand 

1J11\l<"l!ilglich die ordentliche Hauptversammlung einzuberufen, die innerhalb der ersten acht 

!vl11i\1!11• eines jeden Geschäftsjahres stattzufinden hat. Sie beschließt über die Entlastung des 

\!i" c,t i1111ls und des Aufsichtsrats sowie über die Verwendung des Bilanzgewinns. Sie kann weitere 

l <'!In d•."i llilanzgewinns der Gewinnrücklage zuführen; sie kann diese Gewinne auch auf neue 

iu" li111J11/; vortragen oder unter die Aktionäre verteilen. 

hl di<• Gesellschaft keine kleine Kapitalgesellschaft im Sinne des§ 287 Abs. 1 HGB, so gelten für 

dli Lil>i•rprüfung durch einen Abschlussprüfer ergänzend die gesetzlichen Bestimmungen. 

VII. Schlussbestimmungen 

§ 15 

Teilnichtigkeit 

[jollll' t'lne Bestimmung dieser Satzung ganz oder teilweise unwirksam sein oder ihre Wirksamkeit 

i/lill!11 verlieren oder sollte sich in dieser Satzung eine Lücke herausstellen, so soll hierdurch die 

~111111-:1<„11 der übrigen Bestimmungen nicht berührt werden. Anstelle der unwirksamen Bestimmung 

j,i„, 1111 Atl!>IOllung der Lücke soll eine angemessene Regelung gelten, die, soweit rechtlich möglich, 

j1•111 '.ln11 und Zweck dieser Satzung am meisten gerecht wird. Beruht die Unwirksamkeit einer 

l<''>l lu11111J11g auf einem darin festgelegtem Maß der Leistung oder der Zeit (Frist oder Termin), so soll 



das d1•r HP 1;litHilHJ11n nrn t'1iicl'!•dt<11 liU!'!HlH!nde rechtlich zuUissige Mag an die Stelle des Vereinbarten 

treten, 

§ 16 

Schlussbestimmungen 

Die Kml<'11 de,; Forrnwechsels, wie die Kosten dieser Urkunde, ihrer Ausfertigung und der Eintragung 

in das lli11H.lelsregister sowie die Rechts- und Steuerberatungskosten trägt die Gesellschaft. 

Der Cesamtaufwand, der von der Gesellschaft für die Umwandlung und ihre Vorbereitung zu tragen 

ist, beträgt geschätzt ca. 30.000 EUR. 



Bescheinigung 

gemäß§ 181 AktG 

Ich bescheinige hiermit, dass der vorstehende Satzungswortlaut vollständig ist und, dass 

die in der vorstehenden Satzung geänderten Bestimmungen mit den am 27. Februar 2015 

gefassten Beschlüssen über die Änderung der Satzung und die unveränderten 
Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister eingereichten vollständigen Wortlaut 

der Satzung übereinstimmen. 

Berlin, den 16. März 2015 


